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Bozen, 30. April 2010

„Bürokratiekosten messen mit dem 
Standardkostenmodell (SKM)“

Grundlagen und Anwendung in Südtirol

Institut für Public Management

Grundlagen des SKM
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Das Standardkostenmodell (SKM)

Methode zur Messung von Bürokratiekosten, die

• Unternehmen

• Bürgern

• dem Dritten Sektor und

• der öffentlichen Verwaltung
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durch die Befolgung gesetzlicher Informationspflichten entstehen.

Die folgenden Folien (v.a. bezüglich der Vorgehensweise) beziehen sich im 
Wesentlichen auf die Erhebung der Bürokratiekostenbelastung der Wirtschaft

Institut für Public Management

Ziel und Fokus des SKM

Ziel = Optimierung der administrativen Ausgestaltung von 

Rechtsvorschriften; materiell-inhaltlichen Standards werden nicht in Frage 
gestellt.

Fokus = Informationspflichten (Verpflichtungen für Unternehmen und 
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Bürger, Daten oder sonstige Informationen aufgrund von 
Rechtsvorschriften für Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu 
halten oder zu übermitteln) 
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Anwendung des SKM

22 EU-Mitgliedsstaaten und die EU selbst haben sich mittlerweile 
für die Anwendung des Standardkosten-Modells entschieden (Standard 
Cost Model Network als informelle Kommunikationsplattform zum 
Austausch von Informationen und Erfahrungen)

Anwendung auf alle staatlichen Regulierungen
Ni d l d  Dä k  G ßb i i  d di  T h hi h  
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Niederlande, Dänemark, Großbritannien und die Tschechische 
Republik

Sektorieller Ansatz
Norwegen, Schweden, Polen, Deutschland, Österreich, Frankreich, 
Italien, Europäische Union
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Ermittlung der Informationspflichten

Gesetzliche
Pflichten

Inhaltliche Pflichten Informationspflichten
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Pflicht zur Zahlung von Steuern 
und Abgaben

Pflicht zum Einbau eines 
Rußfilters

Beispiel:

Pflicht zur Abgabe einer 
Steuererklärung

Pflicht zur Dokumentation von 
Schadstoffwerten

Statistikpflichten

Beispiel:
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Informationspflichten entstehen durch…

Tätigkeiten der Unternehmen

Gewöhnliche 
Tätigkeiten der 
Unternehmen

(Wertschöpfung)

Tätigkeiten zur 
Befolgung inhaltlicher 

bzw. materieller 
Pflichten

Erforderliche Tätigkeiten aufgrund 
gesetzlicher Informationspflichten
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Tätigkeiten, die nicht
ausgeführt werden, wenn 
die gesetzliche Regelung 
nicht existieren würde 

Tätigkeiten, die 
Unternehmen auch

durchführen, wenn es 
keine gesetzliche Regelung 

geben würde 

Fokus 
des SKM
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Vorgehensweise

h l

Schritt 1 Festlegung des Untersuchungsbereichs

Schritt 2 Identifikation der Informationspflichten

Schritt 3 Festlegung der Standardprozesse

Phase 2: Datenerhebung

Schritt 4 Ermittlung der Lohnkostensätze

Begleitende Q
ualitätss

Phase 1: Voranalyse
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Schritt 5 Ermittlung der Häufigkeitsparameter

Schritt 6 Erhebung der Zeitwerte und externen Kosten

Phase 3: Auswertung

Schritt 7 Standardisierung der Zeitwerte

Schritt 8 Berechnung der Kosten/Erstellung des Untersuchungsberichts

sicherung
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Ermittlung der Standardaktivitäten

Beispiel:
Verpflichtung zum 

Führen eines 
B h i

Sammeln der Informationen

Eingabe der Daten

Erklärung/Erläuterung

Informations-
pflicht

Standard-
aktivitäten

Benötigte Zeit (in 
Minuten)

?

?

?
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Besucherregisters Erklärung/Erläuterung

Archivierung der Inform.

?

?

Zwingend erforder-
liche Tätigkeiten?

Durchschn. Aufwand 
im normaleffizienten 

Unternehmen?
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Ermittlung der Zeitwerte

Vorteile Nachteile Bündel-
größe Dauer 

Vor-Ort-
Interview

Überprüfung der Plausibilität; 
Situationsnachstellung; 
Dokumenteneinsicht

Reisekosten; hoher Zeitbedarf 10-15
IPen

2-4
Stunden

Telefon-
Interview

Schnell und kostengünstig; 
hohe Unternehmensanzahl; 
ortsungebunden

Kein direkter Kontakt; nur für 
einfache Sachverhalte

5-10
IPen

1-1,5
Stunden
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Workshops
Komplexe Themen; Validierung 
und Standardisierung der 
Zeitwerte und Fallzahlen

Terminkoordinierung; 
Anreisekosten

30
IPen

6
Stunden

Experten-
Gespräch

Günstig und schnell; erlaubt 
Erörterung komplexer 
Fragestellungen

Eignet sich nur flankierend, da 
die Experten i.d.R. nicht die 
unmittelbaren Normadressaten 
sind

15
IPen

4
Stunden
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Standardisierung der Zeitwerte

Verwaltungstätigkeit A

Unternehmen 1 10 min
Unternehmen 2 10 min
Unternehmen 3 10 min
Unternehmen 4 45 min

l ä k  

„untereffizientes“ Unternehmen

Standardisierter Wert
10 min

Ziele der 
Standardisierung

Abbildung des 
normaleffizienten 
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Verwaltungstätigkeit B

Unternehmen 1 40 min
Unternehmen 2 10 min
Unternehmen 3 35 min
Unternehmen 4 30 min

„übereffizientes“ Unternehmen

Standardisierter Wert
35 min

Unternehmens

Plausibilität statt 
statistische Re-
präsentativität

Institut für Public Management

Berechnungsmodell

Gesetzliche Regelung

Informationspflichten und 
-anforderungen

Verwaltungstätigkeiten

A hl d f A h f
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Bürokratiekosten = P x Q

Jährliche Anzahl der 
Verwaltungstätigkeit (Q)

Anzahl 
der Fälle (N)

Periodi-
zität (F)X

Zeit 
(H)

Tarif 
(T)X

Anschaf-
fung (A)+

Kosten pro Verwaltungstätigkeit (P)
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Umsetzungsvarianten

UMFANG

DETAIL

Ausgewählte Rechtsbereiche Vollerhebung

Abschätzung Messung

Ex Ante Ex Post
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ZEIT

Varianten können miteinander kombiniert werden

Konkrete Ausgestaltung ist abhängig von der Zielsetzung
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Reduzierung der Bürokratiekosten

Vereinfachung von Informationspflichten
• Reduzierung der Fallzahl und/oder der Komplexität

• Adressatenbezogene Differenzierung

Deregulierung
• Abschaffung der Informationspflicht

• Risikobasierter Regulierungsansatz
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• Risikobasierter Regulierungsansatz

Optimierung des Vollzugsprozesses
• Effizienterer Informationstransfer

• Intelligentere Datennutzung

• Verfahrensumstellung
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Institutionelle Verankerung des SKM

Wer führt die Messungen mit dem SKM durch?

Wer kontrolliert und koordiniert den Reduzierungsprozess?

Wie wird die Bürokratiekostenkontrolle im Gesetzgebungsprozess 
verankert? (ex ante)

Wie und mit welcher Funktion werden Stakeholder in den Prozess 
it i b d ?
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mit eingebunden?
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Ergebnisse einer Pilotmessung im 
Bereich Wohnbauförderung 
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Pilotmessung des Wohnbauförderungsgesetzes*

LG 17. Dezember 1998, Nr. 13

DVO Dekret LH 15. Juli 1999, Nr. 42 

DVO Dekret LH 15. September 1999, Nr. 51

Kauf einer Wohnung für 
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Kauf einer Wohnung für 
den Grundwohnbedarf WohngeldMessung der 

Informationspflichten:
• Antrag auf Förderung
• Auszahlung der Förderung

• Erstantrag
• Folgeantrag

* Am 5. November 2008 trat das neue Gesetz für den geförderten Wohnbau in Kraft (LG Nr. 9 vom 13.10.2008).
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Identifizierung der Datenanforderungen

IP „Erstantrag auf Wohngeld“

Hauptformular: Gesuch auf WohngeldDA 1

Nachweis: Fotokopie IdentitätskarteDA 2

Nachweis: SprachgruppenzugehörigkeitserklärungDA 3

Nachweis: MeldebescheinigungDA 4

Neben den Rechts-
vorschriften wur-
den auch Inter-
netseiten, Merk-
blätter sowie For-
mulare ausge-
wertet

Die identifizierten 
DAen wurden mit 
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Nachweis: BenutzergenehmigungDA 5

Nachweis: Kopie Trennungs-/ScheidungsurteilDA 17

DAen wurden mit 
dem Wohnbau-
institut validiert

Neben dem Haupt-
formular sind bis 
zu 16 Nachweise 
zu erbringen     
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D t f d

Definition der Standardprozesse
Datenanforderung

Hauptformular – Gesuch um Wohngeld

Prozessbeschreibung

Beratungsgespräch; Abholen des For-
mulars; Einarbeitung; Heraussuchen 
der erforderlichen Angaben; Ausfüllen; 
Überprüfung; Einreichung 

1) Einarbeitung

2) Beschaffung v. Daten

3) Formulare ausfüllen

4) Berechnungen

5) Überprüfung

6) Fehlerkorrektur

7) Layout von Daten

Liste der 16 Standard-
aktivitäten

a. Dokumentenanalyse

b. Expertengespräche
W h b i tit t

Informationsquellen
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Festlegung des Standardprozesses

1) Einarbeitung

2) Beschaffung von Daten

3) Formulare ausfüllen

5) Überprüfung

8) Datenübermittlung

10) Behördenbesuch

) y

8) Datenübermittlung

16) Teilnahme Schulungen

Wohnbauinstitut

Amt für Wohnbau-
förderung

c. Telefonische Kurzinter-
views mit weiteren 
Behörden

Institut für Public Management

Standardprozesse: 2 Beispiele

Datenanforderung 1

Erklärung über den Baufortschritt

Prozessbeschreibung

Formular downloaden und ausdrucken; vom 
Bauleiter ausfüllen lassen; dem Gesuch 
beilegen

Datenanforderung 2

Wohnungsplan

Prozessbeschreibung

Beantragung beim Grundbuchamt; 
Kennzeichnung der eigenen Wohnung mit 
Leuchtstift; dem Gesuch beilegen

1 2
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Festlegung des Standardprozesses

2) Beschaffung von Daten (Formular)

10) Externe Sitzung (mit Bauleiter)

Festlegung des Standardprozesses

3) Kennzeichnung/Beschriftung

10) Externe Sitzung (Grundbuchamt)

N.B.: Die Anfahrt zu einer Behörde sowie ggf. anfallende Wartezeiten werden beim SKM nicht berücksichtigt. Sie 
sind abhängig von Faktoren wie dem Wohnort des Bürgers, die sich nur schwer standardisieren lassen. 
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Ermittlung der Zeitwerte

Datenanforderung Standardaktivität Komplexität CASH-
Tabelle*

Mess-
wert

Hauptformular – Gesuch um
Wohngeld (Erstantrag)

1. Einarbeitung niedrig 3 3

2. Beschaffung von Daten mittel 15 15

3. Formulare ausfüllen mittel 30 15

5. Überprüfung der Eingaben mittel 5 5

6. Fehlerkorrektur niedrig 2 2

8. Datenübermittlung hoch 10 10

Validier-
ung?

nein

nein

ja

nein

nein

nein

10  t  Sit itt l 60 20j
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10. externe Sitzungen mittel 60 20ja

14. Nachfragen d. Behörde niedrig 3 3nein

73

* Die Cash-Tabelle basiert auf internationalen Erfahrungswerten; die Einstufung erfolgt nach Komplexität der 
Datenanforderung (niedrig, mittel, komplex).
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Ermittlung Out-of-pocket-costs u. Bürgertarif

Kosten für Kopien

Behördengebühren, bspw.:

• Meldebescheinigung

• Grundbuchauszug

Stempelmarken

Notarhonorare

Die sogen. Out-of-pocket-costs
wurden durch kurze 
Telefoninterviews mit Gemeinden, 
Grundbuchamt, Notare usw. erhoben
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Bürgertarif (pro h) =
Bruttoinlandsprodukt

Erwerbspersonen X Produktivstunden

33,94 EUR (pro h) =
15.863.900.000 EUR

233.700 Personen X 2.000 Stunden

Um direkte Kosten und Zeitaufwand zusammenrechnen zu können, wurde ein Bürgertarif 
auf Basis des BIP ermittelt:
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Ermittlung der Fallzahlen

Art der benötigten Daten Datenquellen

Fallzahlen auf Jahresbasis 
(z.B. Anzahl der Wohngeldgesuche, 
Anzahl der Gesuche um 
Wohnbauförderung (für den Kauf)

Quoten, u.a.: 
Gestellte vs. bewilligte Gesuche, 
vorzeitige vs  normale Auszahlung

Tätigkeitsbericht der Abteilung 
Wohnungsbau

Interne Auswertungen des Amtes 
für Wohnbauförderung und des 
Instituts für den sozialen 
Wohnbau
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vorzeitige vs. normale Auszahlung

Anteile, u.a.: 
Wie viel Prozent der Gesuche werden 
von Alleinerziehenden gestellt? Wie viel 
Prozent der Gesuche beziehen sich auf 
noch in Bau befindlichen Wohnungen? 

ASTAT-Statistiken

Expertenschätzungen

Annahmenbasierte Herleitungen
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Ergebnisse Wohngeld
Wohngeld - Erstgesuch Wohngeld - Folgegesuch

Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

8.048

55.807 €

Bürokratiekosten 328.955 €

2h 35min

17,88 €

105,37 €

Insgesamt pro Gesuch

Wohngeld Erstgesuch
(17 Datenanforderungen; 3.122 gestellte Gesuche)

Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

12.949

67.409 €

Bürokratiekosten 506.901 €

1h 38min

8,56 €

64,34 €

Insgesamt pro Gesuch

Wohngeld Folgegesuch
(11 Datenanforderungen; 7.878 gestellte Gesuche)
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Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

20.997

123.216 €

Bürokratiekosten 835.856 €

Insgesamt

Wohngeld 
- Gesamt

Fördervolumen: 29,1 
Mio. EUR

Anteil Bürokratie-
kosten: 2,9 %    
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Ergebnisse Kauf einer Wohnung
Gesuch auf Förderung (Kauf) Veranlassung der Auszahlung (Kauf)

Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

5.453

47.739 €

Bürokratiekosten 232.825 €

4h 26min

38,78 €

189,14 €

Insgesamt pro Gesuch

Gesuch auf Förderung (Kauf)
(32 DAen; 1.231 vorgelegte Gesuche)

Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

3.666

335.684 €

Bürokratiekosten 460.117 €

3h 24min

311,68 €

427,22 €

Insgesamt pro Gesuch

Veranlassung der Auszahlung (Kauf)
(22 DAen; 1.077 zugelassene Gesuche)
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Wohnbauförderung
- Gesamt (Kauf)

Bürokratie-Zeit (h)

Out-of-Pocket-Costs

9.120

383.423 €

Bürokratiekosten 692.942 €

7h 59min

351,93 €

623,13 €

Insgesamt pro Gesuch
Fördervolumen: 69,4 
Mio. EUR

Anteil Bürokratie-
kosten: 2,2 %    
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Vereinfachungsvorschläge Wohngeld
Reduktionspotenzial (in %)

Telefonische/Online-Beantragung von Nachweisen 3,83 % 0,00 %

Zeit Out of Pocket

3,26 %

Gesamtkosten

p ( )

3

Online-Wohngeld-Antrag 15,25 % 4,80 % 13,71 %2

Zentrale Datenbank für Einkommensnachweise 18,86 % 28,57 % 20,29 %1

37,26 %

Einkommensinformationen werden vom Arbeitgeber an eine zentrale 
Datenbank übermittelt; Zugriff der Behörde erst nach Freigabe durch 
Antragssteller (Vorbild ELENA-Verfahren  Deutschland)

1) Zentrale Datenbank
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Antragssteller (Vorbild ELENA Verfahren, Deutschland)
Senkt die Bürokratiebelastung von Bürgern, Unternehmen und Verwaltung

Dialoggestütztes Internet-Formular mit automatischem Plausibilitätscheck, 
verschiedene Signaturen denkbar (Vorbild Wohngeld Nordrhein-Westfalen)
Reduziert Anzahl der erfolglosen Anträge

2) Online-Antrag

Viele Nachweise von anderen Behörden (etwa Gemeinde o. Grundbuchamt) 
erfordern das persönliche Vorsprechen bzw. Abholen des Antragstellers
Die Möglichkeit Nachweise telefonisch oder online zu bestellen, würde 
unnötige Behördengänge reduzieren

3) Nachweis-Beantragung 
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Vereinfachungsvorschläge Kauf einer Wohnung
Reduktionspotenzial (in %)

Online-Wohnbauförderung-Antrag 7,91 % 0,93 %

Zeit Out of Pocket

4,05 %

Gesamtkosten

3

Eintrag der Sozialbindung über Notar streichen -0,12 % 17,78 % 9,79 %2

Nachweisabfrage durch Amt (sofern möglich) 13,86 % 8,52 % 10,90 %1

Stempelmarken durch Verwaltungsgebühr ersetzen 1,43 % 0,00 % 0,64 %4

25,38 %

Bei der Gesuchstellung wird weitestgehend auf Eigenerklärungen zurück-1) Nachweis-Abfrage
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Bei der Gesuchstellung wird weitestgehend auf Eigenerklärungen zurück
gegriffen; wo erforderlich beschafft das Amt Nachweise selbstständig
Flankiert durch die zunehmende Vernetzung der Behörden (Grundbuch-
/Katasterwesen) ist nicht mit Mehraufwand für die Verwaltung zu rechnen

1) Nachweis Abfrage

Den Eintrag der Sozialbindung für gefördertes Wohneigentum kann der 
Bürger über das Amt f. Wohnbauförderung oder einen Notar vornehmen 
Die Variante Notar ist wegen hoher Honorare deutlich teurer und sollte 
gestrichen werden

2) Sozialbindung-Notar

4) Stempelmarken

„autocertificazione“

Durch die Beschaffung von Stempelmarken werden dem Antragsteller 
unnötige Zusatzwege in eine der Verkaufsstellen aufgebürdet
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Handlungspotenzial für Südtirol

30.04.2010 28



15

Institut für Public Management

Kategorisierung des Südtiroler Rechtsbestandes

Input = 1144 Rechtsvorschriften
Quelle: LexBrowserNG 1998-2008

Kategorisieren des Rechtsbestand nach 19 
Merkmalen mit 29 Ausprägungen

Vorgehen: Erfahrungsgestützte 

Auswertung des Rechtsbestands im 
Kategorisierungsraster

Abgleich der Ergebnisse mit 
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Vorgehen: Erfahrungsgestützte 
Grobeinschätzung

Abgleich der Ergebnisse mit 
internationalen Erfahrungen

Output
Identifizierte Schwerpunktbereiche

Institut für Public Management

Zuweisung der Belastungsindikatoren

Kompetenz-
bereich

Regulierungs-
zuständigkeit Population Anlasshäufigkeit Top-Branchen

primär

A – Unmittelbar 
durch Europarecht 

beeinflusstes 
Provinzrecht 

niedrig niedrig

Tourismus 
Landwirtschaft 
Maschinenbau

Handwerk 

Merkmale

ng
en
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sekundär

B – Durch 
nationales 

italienisches Recht 
beeinflusstes 
Provinzrecht

mittel hoch

tertiär C – Originäres 
Provinzrecht hoch

Au
sp

rä
gu

n
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Ergebnisse der Kategorisierung

Kompetenzbereich

Regulierungszuständigkeit

955RV/83%
Primär

165RV/14%
Sekundär

23RV/2%
Tertiär

63RV/5%
EU

279RV/25%
National

803RV/70%
Provinz

Art der Rechtsvorschrift 44RV/4%
S t

286RV/25%
D k t

465RV/41%
G t

349RV/31%
B hl  L d
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Art der Rechtsvorschrift Sonst.DekretGesetz Beschl. Landesreg.

Normadressat 103RV/9% 
U. + B.

240RV/21%
Bürger

469RV/41%
Verwaltung

332RV/29%
Unternehmen

Institut für Public Management

Wenige Gesetze sind die Hauptkostentreiber

Population

Anlasshäufigkeit

69% niedrig 14% mittel 15% hoch

14% hoch82% niedrig

Unternehmen

Bürger

4% K.A.
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g

Population 67% niedrig 16% mittel 14% hoch
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Spezifische Regelungen der Top-Branchen

Förderung d. Landwirtschaft

Landschaftsschutz & Umweltschutz

38 RV

11 RV

Nahrungsmittelhygiene 9 RV

Sport & Freizeitgestaltung

Landschaftsschutz & Umweltschutz

9 RV

8 RV

Raumordnung 8 RV

Landwirtschaft Gastgewerbe / Tourismus

M hi b  / M t ll H d k
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Handwerk

Wirtschaftsförderung

10 RV

9 RV

Arbeit 8 RV

Wirtschaftsförderung

Arbeit

11 RV

9 RV

Landschaftsschutz & Umweltschutz 7 RV

Maschinenbau / Metall Handwerk

Institut für Public Management

Hauptbelastete Lebensbereiche (SKM-Bürger)

Ehrenamtlich Engagierte/Vereinswesen 31 RV

Behinderte/Pflegebedürftige

Familien z.B. Unterhaltsrecht, Gleichstellungsvorschriften, Kindergärten

z.B. Feuerwehr u. Zivilschutz, Vereinsrecht

z.B. Rentenzuschüsse für Invaliden, Altenpflege 

1

2

3

27 RV

13 RV

30.04.2010 34



18

Institut für Public Management

Messung der bürokratischen Belastung
aus Informationspflichten zwischen

Gemeinden und Land
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Bürokratiekosten zwischen Gemeinden und Land

Projekt des EURAC-Institutes für Public Management im Auftrag 
des Südtiroler Gemeindenverbandes lt. Beschluss v. 23.04.2010

Inhalt ist die Erhebung der Schnittstellenprobleme und 
„Doppelgleisigkeiten“ bei den Interaktionen zwischen Gemeinden 
und Landesverwaltung

Ziel des Projektes ist es, aufzuzeigen
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j , g
wie das SKM einen Beitrag zur Entbürokratisierung innerhalb 
der öffentlichen Verwaltung leisten kann und
welche wirtschaftlichen und politischen Potenziale sich 
daraus ableiten lassen
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Messung der Bürokratiekosten in der
Südtiroler Landesverwaltung
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Erste Messungen auf Landesebene

Erprobung des SKM im Ressort Handwerk, Industrie, Handel, 
Mobilität und Personal

Quantifizierung der Bürokratiekosten durch das ASTAT: 
Messungen im Bereich Wirtschaftsförderung sowie im Bereich 
der Führerscheine sind bereits erfolgt
Weitere Messungen vorgesehen im Bereich Motorisierung, 
P üf  d Ab h   F h  i  i  B i h 
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Prüfung und Abnahme von Fahrzeugen sowie im Bereich 
Wohnbau

Anpassung des SKM in Zusammenarbeit mit dem Organisationsamt

Erfahrungsaustausch mit dem Bundesministerium für Finanzen in 
Wien und der Tiroler Landesverwaltung in Innsbruck
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Information und Projektdokumentation
www.buerokratiekostensenken.it

www.riduzioneoneriamministrativi.it
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